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Zunachſt find es die verſchiedenen Grade der Perſonalunion, 
indem beſtimmte Mitglieder verſchiedenen Vereinen angehören oder 
ſich ſogar in dem Vorſtande getrennter Vereine befinden. Decken ſich 
die Mitgliedſchaften vollſtändig, dann haben wir factiſch offenbar nur 
eine Perſonenverbindung, welche zu verſchiedenen Zwecken eine ver— 
ſchiedene juriſtiſche Organiſation beſitzt; fallen die Vorſtände mehrerer 
Vereine zuſammen, ſo iſt auch die grex communis der Genoſſen 
inſoferne amalgamirt, als fie, wenigſtens für beſtimmte Zeit, der Ein— 
wirkung einer einheitlichen Leitung unterſteht. 

Neben einer ſolchen Perſonalunion oder ohne eine ſolche ſind 
nun aber auch verſchiedene Stufen der Realunion möglich. Die loſeſte 
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| 
Die räumliche Ausdehnung der Vereine und die Vereins | 
verbindungen. 


Die Geſchichte des Vereinsrechtes kennt in den verſchiedenſten 
Ländern und Zeiten die mehr oder weniger weitgehende Einſchrän⸗ 
kunz der Verbindung von Vereinen unter einander. Auch dort, wo 
die Geſetzgebung dem Vereinsweſen an ſich nicht mehr feindlich iſt, 
oder, wo die Verwaltung einen beſtimmten Zweck der Vereinsbildung 
nicht verpönt, macht ſich der polizeiliche Geſichtspunkt geltend, welcher 


Form derſelben iſt die Verbindung ad hoc, ſei es durch ſchriftlichen 
Verkehr, ſei es durch Abgeordnete, die höher entwickelten ſind die 
Coalition, d. i. die Bildung von Verbänden coordinirter, ſelbſtſtän⸗ 
diger Vereine, und die Affiliation, d. i. die Bildung von Zweigver⸗ 
einen (Filialen), welche zu einem ſchon beſtehenden Verein in ein 
gewiſſes Verhaͤltniß der Subordination (Mutter- und Töchtervereine) 
treten. Da das Vereinsgeſetz ein zweigliedriges Vereinsweſen kennt, 
jo find bei den verſchiedenen Stufen der Perſonal- und Realunion 
wieder verſchiedene Combinationen logiſch möglich, je nachdem näm⸗ 
lich die Verbindung zwiſchen politiſchen oder nicht-politiſchen Vereinen 
e oder zwiſchen Vereinen der verſchiedenen Kategorien gedacht 
wird. 

In räumlicher Beziehung haben wir eine zweifache Möglich— 
keit vor uns. Entweder findet die Verbindung zwiſchen Vereinen des- 
ſelben Ortes ſtatt, ſei es auch zwiſchen ſehr verſchieden gearteten 
Vereinen, oder ſie faßt örtlich getrennte, aber wahrſcheinlich in ihrem 
Weſen verwandte Vereine zum gemeinſamen Wirken zuſammen. In 
erſterem Falle erfolgt eine locale Concentration der Kräfte, welche 
auf den einzelnen außerhalb dieſer Kreiſe Stehenden einen empfind⸗ 
lichen Druck zu üben vermag oder der localen Behörde zu einem 
ſchwer zu beherrſchenden Factor wird, im zweiten erwächſt vielleicht 


in der Zuſammenrottung — um einen öſterreichiſchen Terminus zu erſt aus der Zuſammenfaſſung der zerſplitterten Elemente eine be— 
gebrauchen — eine Gefahr erblickt, und dieſem kann die organiſirte deutende Kraft, welche, namentlich im Falle weitverzweigter und mohl- 
Agitation unſtatthaft erſcheinen, wenn er auch die Idee nicht mißbilligt, gegliederter Organiſation, der Staatsverwaltung an ſich ſchon ge— 
dieſer kann die Propagande verwerfen, wenn er die iſolirte Ver⸗ fährlich erſcheinen mag als eine ihr ebenbürtige Macht. 
einigung immerhin duldet. Die Schranken der Affiliation und Coa⸗ Fur die locale Concentration wird die Verbindung ad hoc 
lition find nun in den verſchiedenen Geſetzgebungen verſchieden, meiſtens genügen, höchſtens ein Verband zu einem beſtimmten gemeine 
bald verbietet man fie nur für einzelne Vereinskategorien, z B. die | ſchaftlichen Zwecke des ſonſt verschiedenen Vereinslebens möglich fein, 
politiſchen Vereine, bald verwehrt man eine ungemeſſene räumliche | für die räumlich ausgedehnte Agitation iſt die Affiliation oder Coa⸗ 
Ausdehnung der Verbindung, z. B. über das Staatsgebiet hinaus. Die | lition die natürlich gegebene Form; die eine wie die andere iſt dem 
öſterreichiſche Vereinsgeſetzgebung hat ſich diesfalls zu verſchiedenen polizeilichen Standpunkte nicht unbedenklich, die erſte beſonders dann, 
Zeiten desgleichen auf verſchiedenen Standpunkten befunden, wir wenn ein politiſcher Verein die ſonſt politiſch indifferenten Collegien 
wollen nun unterſuchen, welcher der Standpunkt des Vereinsgeſetzes ſich verbündet und in das Schlepptau nimmt, die zweite um 
von 1867 iſt. ſo mehr. je weiter verzweigt, alſo je weniger überſichtlich die Coa⸗ 
Wenn wir die einzelnen Beſtimmungen des Vereinsgeſetzes zu- lition oder Affiliation ſich geſtaltet. Erſtreckt die Verbindung der 
ſammenfaſſen, fo ergibt ſich, daß demſelben folgende Formen der Ver- Vereine oder die Organiſirung der Filialen ſich nur auf verſchiedene 
bindung von Vereinen vorſchweben. Gemeinden desſelben Bezirkes, fo wird der Standpunkt der Verwal— 


tung ein anderer fein, als wenn ſie über die Landes- oder gar über 
die Reichsgrenzen ſich hinwegſetzen will. 

Wir ſprechen zunächſt von den nicht-politiihen Vereinen und 
wollen zur gründlichen Erörterung der Frage Ausgang nehmen von 
den Bedingungen der räumlichen Entwicklung des Vereinsweſens 
überhaupt. 

Eine der Normativbeſtimmungen, welche das Vereinsgeſet für 
Vereinsſtatuten aufſtellt, iſt die, daß aus denſelben der Sitz des 
Vereines zu entnehmen ſei (§ 4, c), eine zweite Beſtimmung ſetzt feſt, daß 
binnen drei Tagen nach erfolgter Conſtitutrung der Vereinsvorſtand feine 
Mitglieder unter Angabe ihres Wohnortes der Behörde, d. i. 
an Orten, wo ſich eine eigene landesfürſtliche Sicherheitsbehörde 
befindet, dieſer, an anderen Orten der politiſchen Bezirksbehörde anzu— 
zeigen hat. (§ 12, Alinea 1 und 2.) Aus dieſen Beſtimmungen geht 
wohl hervor, daß das Vereinsgeſetz verlangt, der Vereinsſitz ſolle in 
einer beſtimmten Ortsgemeinde aufgeſchlagen werden und dieſe aus 
den Statuten erkennbar fein, mehr iſt aber auch nicht verlangt. Einen 
Wechſel des Vereinsſitzes von vornherein, etwa nach einem beſtimmten 
Turnus, in Ausſicht zu nehmen, muß als ſtatthaft gelten, wie uns 
auch in der That aus der Praris Fälle bekannt ſind, daß der Wohn— 
ort des jeweiligen Obmanns als Vereinsſitz erſcheint, nur hat Letzteres 
natürlich zur Vorausſetzung, daß der Kreis, innerhalb deſſen der 
Wechſel ſtattfindet, in den Statuten normirt ſei, da ja ſonſt weder 
die Zuläffigkeit des Vereins mit Rückſicht auf die Ortsverhältniſſe 
beurtheilt werden konnte, noch unter Umſtänden die hiezu competente 
Behörde erkennbar wäre. 

Die ſtatutariſche Firtrung des Vereinsſitzes iſt auch für die 
Errichtung von Filialen und Verbänden erforderlich ($ 10), Filialen 
müſſen den Wohnort ihrer Vorſtände beſonders namhaft machen, 
d. h. wohl jede ihrer Localbehoͤrde (§ 12, Alinea 3), und nur für die Ver⸗ 
bände iſt eine bezügliche Anzeigepflicht nicht ansdrücklich normirt. 
Letzteres erklärt ſich vermuthlich aus dem Umſtande, daß der Verband eben 
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eines überhaupt die Landesſtellen berufen werden, folgt doch un— 
zweifelhaft, daß der auf Grund einer tolden Zulaſſung conſtituirte 
Verein feine Thätigkeit. wenn er für dieſelbe in den Statuten keine 
räumlichen Grenzen feſtgeſetzt hat, jedenfalls nicht in weiterer Aus— 
dehnung ausdehnen darf, als das Gebiet der entſcheidenden Behörde 
reicht. Sonſt käme man zu der Conſequenz, daß ein Verein deſſen 
Bildung von der Landesſtelle A unterſagt, von der Landesſtelle B 
aber als zuläſſig erklärt worden, in dem Territorium A feine Wirk— 
ſamkeit ganz ruhig entfalten könnte und ſomit die Entſcheidung einer 
Behörde von Seite einer coordinirten wenigſtens zum Theile para 
lyſirt würde. Will ſomit ein Verein über die Landesgrenzen und 
ſei es auch nur mit Wanderverſammlungen hinausgreifen, ſo bedarf 
er hiezu nach Analogie der mehrere Länder umfaſſenden Vereinsver⸗ 
zweigungen und Verbände einer durch das Miniſterium des Innern 
beſcheinigten ſtatutariſchen Beſtimmung (§ 11). Es kann nur noch 
ftreitig fein, ob ein von der Landesbehörde zugelaffener Verein inner⸗ 
halb des Landesgebietes Wanderverſammlungen halten könne, ohne 
hiezu in den Statuten einen Anhalt zu beſitzen. Wir glauben nun, 
daß die zwiſchen der Vereinsaffiliation und Coalition und den Wander 
verſammlungen oben nachgewieſene Analogie auch für ein kleineres 
Gebiet Geltung hat; ſowie nicht nur die Bildung eines Vereinsver 
bandes, d. i. alſo eines neuen Vereines, ſondern auch die örtliche 
Gliederung eines und desſelben Vereines in Filialen zur Kenntniß 
der Landesſtelle gebracht werden muß, ebenſo muß dieſelbe die Art 
der in Ausſicht genommenen localen Wirkſamkeit ſchon deßhalb kennen, 
um ihre discretionäre Gewalt (die Beurtheilung der Staatsge— 
fährlichkeit, § 6) ausüben zu können. 

Halten wir nun daran feſt, daß ein Verein, wie den Sitz, 
jo den Verſammlungsrayon in feinen Statuten feſtſtellen muß. fo 
fragt es ſich, wie ſich das Recht der Wanderverſammlung nun in 
der Ausübung geſtaltet. Fällt der Verſammlungsort in das Gebiet 
der politiſchen Behörde, welcher der Vereinsſitz unterſteht, ſo macht 


als Verein gilt und als folder den leitenden Vorort oder Ausſchuß ohne die Sache keine Schwierigkeit, die Anzeige von Ort und Zeit der 
ſpecielle Vorſchrift namhaft machen muß, während ein in Filialen Verſammlung iſt eben an dieſe Behörde zu richten. Greift man aber 
gegliederter Verein ſich ohne eine ſolche mit der Anzeige der den über dieſes Gebiet hinaus, ſo entſteht die Frage, ob dieſe Anzeige 
Hauptverein allein oder der den Hauptverein und die Filialen an die Behörde des Vereinsſitzes oder an jene des Verſammlungs⸗ 


leitenden Vorſtände an die den erſteren überwachende Behörde hätte 
begnügen können. 


Wie weit darf nun ein Verein ſeine Wirkſamkeit auédehnen? 

Der Werbung von Mitgliedern ſtehen gar keine räumlichen 
Schranken entgegen, bei einem örtlich noch ſo gebundenen Vereine 
können ſogar die Vorſtandsmitglieder ihren Wohnort in einer frem⸗ 
den Gemeinde, in einem fremden Bezirke oder Lande und ſelbſt außer: 
halb der Reichsgrenzen haben. 

Schwieriger iſt die Frage der Vereinsverſammlungen. Von 
jeder Vereinsverſammlung iſt unter Angabe des Ortes an die im 
§ 12 bezeichnete Behörde die Anzeige zu richten (§ 15), von Ver⸗ 
ſammlungen außerhalb des Vereinsſitzes iſt aber ausdrücklich nirgends 
die Rede. Die §§ 10 und 11 ſprechen nur von jener räumlichen 
Ausdehnung, welche ſich in der Bildung von Zweigvereinen oder 
Verbänden innerhalb der Grenzen eines öſterreichiſchen Landes (§ 10) 
oder im Bereiche mehrerer ſolcher Länder (§ 11) vollzieht, indem ſie 
die Judicatur in dem erſteren Falle der Landesſtelle, in dem zweiten 
dem Miniſterium des Innern zuweiſen, mit dieſen beiden Thätigkeiten 
eines Vereines iſt aber das Halten einer Verſammlung außerhalb des 
Vereinsſitzes allerdings nicht identiſch, wie das Reichsgericht in ſeiner 
bekannten Entſcheidung *) ganz richtig ausgeſprochen. Es fragt ſich 
nun, ob die zwiſchen ſtrenger örtlicher Gebundenheit und der räum 
lichen Ausdehnung im Wege der Affiliation oder Coalition die Mitte 
haltenden Wanderverſammlungen eines Vereins von dem Geſetze wirf- | 
lich gar nicht berührt werden, ſo daß es einem Vereine, wie das 
Reichsgericht in den Entſcheidungsgründen wohl ſagen will, weder ver⸗ | 
wehrt werden kann, die Ermächtigung zu Verſammlungen außerhalb des 
Vereinsſitzes in die Statuten aufzunehmen, noch ſolche auch ohne 
dieſe ausdrückliche ſtatutariſche Beſtimmung abzuhalten. Wir glauben, 
Letzteres entſchieden verneinen zu müſſen und auch für Erſteres Be- 
ſchränkungen nachweiſen zu können. 

Daraus, daß zur Entſcheidung über die Zuläſſigkeit eines Ver- 


*) R. G. E. vom 15. Jult 1871. Vergl. „Oeſterr. Zeitſchrift f. Verwaltung“ 
Nr. 30 des Jahrganges 1871. 


ortes zu richten ſei oder etwa an beide. Das Letztere tft unmöglich, 
nicht deßhalb, weil der Anzeigepflicht das Recht der Unterſagung 
auf Seite der Behörde entſpricht und dieſes in erſter Inſtanz nur 
einmal geübt werden ſoll, ſondern, weil das Geſetz nur von einer 
Behörde ſpricht; erwägt man ferners, daß im Falle der Exiſtenz 
von Filialen die Vorſtandswahlen von jeder Filiale „beſonders“ ar- 
gezeigt werden müſſen, ſo dürfte wohl in Analogie zu dieſer (oben 
interpr tirten) Anzeigepflicht auch hier die landesfürſtliche Sicherheits 
oder die politiſche Bezirksbehörde des Verſammlungsortes die ent— 
ſcheidende fein. Allerdings ergibt ſich der Uebelſtand, daß dieſe Be— 
hörde, welche das ſtatutariſche Recht des betreffenden Vereines vielleicht 
gar nicht kennt, entſcheiden fol, ob er nicht die Grenzen feiner Wirk— 
ſamkeit überſchreite u. ſ. w, noch ſchlimmer wäre es aber, die Be— 
horde des vielleicht weit entlegenen Vereinsſitzes zu der Beurtheilung 
unbekannter Localverhältniſſe zu verhalten und vollends ihr die Ent- 
ſcheidung über die Zuläſſigkeit eines Vereinsactes in einem fremden 
Territorium anheim zu ſtellen. Das Richtige wäre es unbedingt, die 
Zuſtimmung beider Behörden zu verlangen oder die Entſcheidung 
einer übergeordneten zu überlaſſen. Auch von Letzterem kann aber keine 
Rede ſein. Das Vereinsgeſetz beruft zwar, abweichend z. B. von 
jenem des Jahres 1849, zu den Amtshandlungen rückfichtlich der 
Vereinsbildung immer die Behörde der zweiten, beziehungsweise der 
dritten Inſtanz. Die Ueberwachung der Vereinsthätigkeit hingegen iſt 
ebenſo ausnahmslos Aufgabe der Localbehörde, ſelbſt dann, wenn bei 
der Vereinsbildung das Miniſterium eingriff. Hat ein Verein ſomit 
das Recht der Wanderverſammlungen, ſo kaun es für dieſe Frage 
auch keinen Unterſchied begründen, ob er über die Landesgrenzen 
binausgreift. Die Drtöbehörde wird Amt handeln und ſich die 
Materialien hiezu von dem Miniſterium verſchaffen müſſen (binnen 
24 Stunden?). Nur die Reichsgrenze könnte diesbezüglich vielleicht 
eine Schranke fein, da außerhalb derſelben die im § 18 u. a. normirte 
Ueberwachung der Verſammlungen durch Regierungsabgeordnete 
u. f. w. nicht gehandhabt zu werden vermag, 


(Schluß folgt.) 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Befreiung von der Steuerentrichtung befreit in der Regel auch 
von der Entrichtung der entſprechenden Bezirksumlagen. 


In der Conceſſionsurkunde vom 10. Mai 1866, Nr. 69 R. G. B., 
mit welcher der Außig-Tepliger Eiſenbahngeſellſchaft die Conceſſion 
zum Baue und Betriebe der Fortſetzung ihrer Locomotivbahn von 
Teplitz nach Komotau ertheilt worden iſt, findet ſich im § 16 die 
Beſtimmung, „daß Seine k und k. apoſtoliſche Majeſtät den Gon- 
ceſſionär rückſichtlich der Fortſetzungsbahn Teplitz-Komotau während 
der Bauzeit und vom Tage der Betriebseröffnung dieſer Bahnſtrecke 
an gerechnet auf die Dauer von zwanzig Jahren von der Entrichtung 
der Erwerb- und Einkommenſteuer ſammt Zuſchlägen, ſowie von 
der Entrichtung der Coupons- und Stempelgebühr und von jeder 


neuen Eiſenbahnſteuer, die etwa durch künftige Geſetze eingeführt 
wird, befreie“. 


Der Bezirksausſchuß in Teplitz, von der Anſchauung ausgehend, 
daß die im § 16 der vorcitirten Conceſſionsurkunde ausgeſprochene 
Befreiung der Außig⸗Teplitzer Bahngeſellſchaft von der Erwerb- und 
Einkommenſteuer ſammt Zuſchlägen nicht auch die Befreiung von der 
Zahlung der Bezirksumlage involvire, hat an die Bezirkshaupt⸗ 
manuſchaft unterm 28. März 1873 das Begehren geſtellt, dieſelbe 


möge erkennen, die Außig⸗Teplitzer Eiſenbahngeſellſchaft ſei ſchuldig, 


die reſtliche Bezirksumlage vom Jahre 1872 per 1221 fl. 46 kr. 
binnen einer behördlich zu beſtimmenden Friſt bei Vermeidung der 
politiſchen Execution zu bezahlen. 


Die Bezirkshauptmannſchaft erkannte hierauf unterm 9. Mai 
1873, wie folgt: „Nach dem Wortlaute der A. h. Conceſſionsurkunde 
ſei im § 16 für die Theilſtrecke Teplitz-Komotau die Befreiung von 
der Entrichtung der Erwerb- und Einkommenſteuer ſammt Zuſchlagen 
auf die Dauer von 20 Jahren ausgeſprochen. Unter dieſen Zuſchlägen 
werden nach der Anſchauung der Bezirkshauptmannſchaft nur jene 
Zuſchlaͤge verſtanden, welche unter der Benennung Kriegszuſchlag, 
außerordentlicher Zuſchlag u. ſ. w. in die l. f. Caſſen einfließen 
und deren Höhe alljährlich im We 
Die Begründung für dieſe Anf 
der mit der Gubern. Verordnung vom 26. Marz 1835, 3. 12.751 
bekannt gegebenen a. h. Entſchließung vom 10. Februar 1835 in 
Betreff der Befreiung von der Gebäudezins- und Claſſenſteuer. 
Aus dieſer Analogie müſſe weiter gefolgert werden, daß die Staats: | 
verwaltung wo felbe aus höheren Rückſichten zur Bezünſtigung von | 
gemeinnützigen Unternehmungen ihrerſeits auf einen Theil der für 
den Staatsſchag entfallenden Einnahmen verzichtet, nicht auch gewillt 
ſet, andere Corporationen als Bezirke und Gemeinden zu einer 
gleichen Verzichtleiſtung auf eine Einnahme zu beſtimmen, wenn 
dieſelben zu einer Erhebung geſetzlich berechtigt ſind, da hierbei in 
Betracht kommt, daß den Bezirken und Gemeinden in Bezug auf 
die Errichtung von Zu- und Abfahrtswegen, Sicherheits- und Polizeiaus⸗ 


lagen durch die Errichtung von Eiſenbahnen größere Pflichten und Ob⸗ 


liegenheiten. erwachſen und ſomit aus Billigkeitsrückſichten eine Bei⸗ 
trageleiſtung hiezu beanſprucht werden könne. Die im § 16 der be⸗ 
zogenen Conceſſtonsurkunde ausgeſprochene Befreiung von der Er⸗ 
werb⸗ und Einkommenſteuer nebſt Zuſchlagen ſei eine Exemtion, 
welche nach dem Grundſatz der Geſetzesinterpretation über den 
ſtrengen Wortlaut nicht auszudehnen ſei. Als Conſequenz werde ſich nach 
dem Vorangeſchickten ergeben, daß die Eiſenbahngeſellſchaft gehalten ſei, 
die entfallenden Zuſchläge für Bezirks- Gemeindeumlagen auch von jenem 
Betrage der Einkommenſteuer zu entrichten, welcher in den Vorjahren 


wegen der theilweiſen Steuerbefreiung zur Abſchreibung bewilligt wurde, 


ſowie in Hinkunft der Betrag des Einkommens, welches fteuerfrei behandelt 
werden ſoll, behufs der Berechtigung und Vorſchreibung der Zuſchläge 
für die Bezirks- und Gemeindeumlagen erſichtlich zu machen ſein 
werde.“ 

Im Statthaltereirecurfe machte die Außig-⸗Teplitzer Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft geltend: Die Berufung auf die Analogie der a. h. Ent⸗ 
ſchließung vom 10. Februar 1835 ſei hier nicht am Platze, da die 
Bahnunternehmung die Zuſchläge zu der Gebäudezins- und Claſſen⸗ 
ſteuer zahle und nur die Befreiung von der Zahlung der Zuſchläge 


ſtrecke Teplitz⸗Dur⸗Komot 


ge der Geſetzgebung beſtimmt wird. 
chauung ergebe ſich aus der Analogie 
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zu der Einkommenſteuer auf Grund eines für dieſen ſpeciellen Fall 
erlaſſenen a. h. Majeſtätsbriefes in Anſpruch nehme. Daß das Geſetz 
zwiſchen Befreiung von Zuſchlägen, welche dem Staate allein zu 
Gute kommen und Zuſchlägen überhaupt einen Unterſchied mache, gehe 
aus dem Wortlaute des § 1 des Geſetzes vom 16. Auguſt 1865, 
Nr. 74, betreffend die Ausdehnung der zeitlichen Befreiung von der 
Hauszins⸗ und Hausclaſſenſteuer „ſammt Staatszuſchlägen“ deutlich 
hervor. Das Recht Zuſchläge einzuheben, ſei kein ſouveraines Recht 
der Gemeinden und Bezirke und könne beſchränkt oder auch ganz 
entzogen werden. Es ſtehe der Staatsverwaltung und ſpeciell der 
Krone das Recht zu, in Würdigung beſonderer Verhäſmiſſe den 
Ausſpruch zu fällen, daß einzelne Unternehmungen von den Zuſchlägen 
für die Bezirks-, Gemeinde- und anderen Laſten befreit zu ſein haben. 
Die Statthalterei hat mit Erlaß vom 3. September 1873 
die angefochtene Entſcheidung der erſten Inſtanz als incompetent be— 
hoben, weil darüber, ob Jemand zur Entrichtung von Bezirks- und 
Gemeindeauslagen verpflichtet ſei, einzig und allein die Bezirksver⸗ 
tretung, beziehungsweiſe der Gemeinde-Ausſchuß zu entſcheiden habe, 
wogegen die Berufung an die vorgeſetzten autonomen Organe freiſtehe. 
Zugleich hat die Statthalterei bemerkt, daß im Falle die Bezirksver⸗ 
tretung die Zahlungspflicht der Eiſenbahn-Geſellſchaft für Bezirkszu⸗ 
ſchläge rechtskräftig beſchließen follte, der Bezirkshauptmannſchaft nur 
obliege, über Anſuchen die Erecution zu gewähren, wobei allerdings 
zu beurtheilen ſei, ob der diesfällige Beſchluß nicht etwa gegen ein 
Geſetz verſtoßt. 
Die Außig⸗Teplitzer Bahngeſellſchaft legte die Miniſterialbe— 
ſchwerbe ein, und hat das Miniſterium des Innern unterm 12. April 
1874, 3. 2743 erkannt: „Anläßlich des Recurſes gegen die Statt⸗ 
halterei⸗Entſcheidung vom 3. September 1873, mit welcher der Er- 
laß der Teplitzer k. k. Bezirkshauptmannſchaft vom 9. Mai 1873 be— 
treffend die Verpflichtung der genannten Eiſenbahn zur Zahlung von Be— 
zirks- und Gemeindeumlagen rückſichtlich der von der Entrichtung der 
Erwerb- und Einkommenſteuer ſammt Zuſchlägen zeitlich befreiten Bahı- 
au wegen Incompetenz behoben und die auto- 
nomen Organe zur Entſcheidung über dieſe Frage als competent erklärt 
wurden, findet das k. k. Miniſterium des Innern nach gepflogenem 
Einvernehmen mit dem k. k. Finanz- und dem k. k. Handelsmini⸗ 
ſterium die angefochtene Entſcheidung der k. k. Statthalterei außer 
Kraft zu ſetzen und über das von dem Teplitzer Bezirksausſchuſſe 
geſtellte Begehren zu entſcheiden, daß die Bahn, inſoferne ſie in den 
fiaglichen Jahren eine Erwerb und Einkommenſteuer nicht zu zablen 
hatte, auch zu keiner Bezirksumlage herangezogen werden könne, weil 
hiezu die Baſis im Sinne des § 54 Bez.⸗Vertr. Gel. abgehe.“ 
Cr. 


Die abgeſonderte Berichtigung des auf einen Miterben entfallenden 
Antheiles der von einer Verlaſſenſchaft zu entrichtenden Armen⸗ 
% Percentgebühr erſcheint zuläſſig. 


Das Miniſterium des Innern hat unterm 21. 
3. 2572 entſchieden: 

„Ju den mit dem Statthalte 
vorgelegten Miniſterialrecurſe 
bevollmächtigten nach Thereſ 
ſchwerde, daß die k. k. St 
Landesgericht in Prag ge 


April 1875, 


reiberichte vom 10. Februar 1875 
des Vincenz Freih. v. 3. Sp., Erhen⸗ 
e Freiin von 3. Sp. führt derſelbe Be— 
tatthalterei nach Inhalt der an das k. k. 

| N richteten Note vom 18. Auguſt 1874 dem 
| Anfuchen des Grafen Georg v. B. und der Gräfin Gabriele v. 
Th. H. um die Bewilligung zur abgeſonderten Berichtigung des auf 

dieſelben entfallenden Antheiles per 8438 fl. 42 kr. von dem aus 
der Verlaſſenſchaft nach Frau Georgine Gräfin v. B. zu entrichtenden 
pere. Krankenfondsbeitrage von 16.876 fl. 83 ¼ kr. willfahrt habe. 

Dieſem Miniſterialrecurſe findet das Miniſterium des Innern 

feine Folge zu geben und dies zwar in der Erwägung: daß gemäß 
des Hofkanzleidecretes vom 14. Auguſt 1839, 3. 23.067 in Abſicht 
auf die Einhebung des pere. Verlaſſenſchaftsbeitrages für den 
Prager Krankenhausfond nicht nur die Ausmittlung des reinen Ver— 
laſſenſchaftsvermögens, ſondern auch die Berechnung der davon ent- 
fallenden pere. Abgabe von der Verlaſſenſchafts-Inſtanz zu geſchehen 
und der Recurszug in beiden Richtungen an die Gerichte zweiter 
und dritter Inſtanz zu gehen hat; daß das k. k. Landesgericht in 
Prag den reinen Nachlaß der am 21. März 1863 daſelbſt verſtor⸗ 
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benen Georgine Gräfin v. B. mit 3,375.367 fl. beziffert, den Beitrag 
zum weltlichen Stiftungsfonde hievon mit 16.876 fl. 83 ½ kr. be⸗ 
meſſen und mit dem längſt rechtskräftigen Beſcheide vom 28. Juni 
1873 die Erbsintereſſenten, darunter auch die Rechtsnachfolger nach 
Thereſe Freiin v. 3. Sp., welche zu dem Nachlaſſe der Georgine 
Gräfin v. B. als unbedingt erklärte Erbin eintritt, zur Berichtigung 
dieſer Verlaßgebuhr angewieſen hat und daß auch der von Vincenz 
Freih. v. 3. Sp. noe. der Erben nach Thereſe Freiin v. Z. Sp., 
eingebrachte Recurs gegen die erneuerte Aufforderung des Prager 
k. k. Landesgerichtes vom 25. Auguſt 1874 zur Berichtigung der 
hinter Thereſe Freiin v. Z. Sp., und Caroline Gräfin v. D. aus⸗ 
haftenden Verlaßgebühr pr. 8438 fl. 41½ kr. mit dem Decrete des 
k. k. Oberlandesgerichtes in Prag vom 5. October 1874 abgewieſen 
wurde; daß endlich gemäß § 550 des a. b. G. B. für die in Frage 
ſtehende Verlaſſenſchaftsgebühr die Erben als ſolche ſolidariſch haften 
und gegen wen immer aus ihnen der ganze Betrag zwangsweiſe 
einbringlich gemacht werden könnte; daher denn auch in dem Um— 
ſtande, daß die Statthalterei in Handhabung der ihr in Bezug auf 
den Krankenhausfond zuſtehenden Tutel dem Grafen Georg v. B. 
und der Gräfin Th. H. die abgeſonderte Berichtigung eines Antheiles 
der in Frage ſtehenden Verlaßgebühr per 16.876 fl. 83 ½ kr. unter 
Aufrechthaltung der Solidarhaft ſämmtlicher Erben für den Rückſtand 
geſtattet hat, kein Anlaß zu einer begründeten Beſchwerdeführung von 
Seite des Recurrenten erkannt werden kann.“ Km. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 12. April 1875, 3. 4645 betreffend die 
Gebühr an Limito-Rauchtabak nach Anwendung der neuen Maß- und Gewichtsord— 
nung auf den Tabakverſchleiß. 

Nachdem Seine k. und k. apoſt. Majeſtät mit Allerböchſter Entſchließung vom 
12. November 1874 die Vereinbarungen der beiden Landes⸗Finauz⸗Miniſterien in 
Anſehung der Anwendung des Geſetzes vom 23. Juli 1871 (R. G. B. Nr. 16 v. J. 
1872) über die neue Maß⸗ und Gewichts ordnung auf den Tabakverſchleiß allergnädigſt 
zur Kenntniß zu nehmen geruht haben, wird im Grunde dieſer Vereinbarungen der 
Tabakverſchleiß nach dem metriſchen Maße und Gewicht mit 1. Juli 1875 activirt 
und entfällt von da an die Gebühr an Limito⸗Rauchtabak ſowohl für das k.k. Mi⸗ 
litär vom Feldwebel abwärts als auch für die übrigen Bezugberechtigten, als: die Geu« 
darmerie, die Finanzwache, die Trabanten-Leibgarde, die Hofburgwache, das Aufſichts⸗ 
perſonale in den Strafanſtalten u. f. w. mit acht Paketen à 107 Gramm per Kopf 
und Monat und haben das Paket die Erſtern mit 4 kr. und die Letzeren mit 4½ kr. 
zu bezahlen, wovon die k. k. Landesſtelle in Folge Mittbeilung des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums Jom 22. März l. J, Z. 6335 zur weiteren Verſtändigung der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmanffſchaften in Kenntniß geſetzt wird. 


Erlaß des Minifteriums des Innern vom 24. April 1875, 3. 4472 in Betreff 
der Behandlung der herumwandernden italieuiſchen Zinngießer. 


Ueber die in Anregung gebrachte Frage rückſichtlich der Behandlung der 
in Oeſterreich herumwandernden italieniſchen Zinngießer in Betreff ihrer Zulaſſung 
zum Gewerbsbetriebe und ihrer Beſteuerung wird der k. k. Landesſtelle nach 
gepflogenem Einvernehmen und in Uebereinſtimmung mit den k. k. Miniſterien des 
Handels und der Finanzen eröffnet, daß die Zulaſſung dieſer Ausländer zum Ger 
werbsbetriebe in Oeſterreich, nachdem ihre Beſchäftigung nicht un er den Begriff 
des Hauſirhandels fällt, nach den Beſtimmungen des Artikel I. des Handelevertrages 
zwiſchen Oeſterreich und Italien (R. G. Bl. 1867, Nr. 108) und nach Punkt 2 zum 
Art. I. des Schlußprotokolles zu dieſem Vertrage (R. G. Bl. 1867, Nr. 110) ſowe 
nach dem h. o. Normalerlaſſe vom 1. April 1874, 3. 1640 geſetzlich begründet und 
nicht an die Bedingung des § 10 Alinea 1 der Gewerbeordung geknüpft ift. 

Ihre Beſchäftigung fällt aber überhaupt, weil ſie im Herumziehen von Ort zu 
Ort ausgeübt wird, nach Art. V. lit. 9 des Kundmachungspatentes zur Gewerbeord- 
nung nicht unter die Beſtimmungen dieſer letzteren und es vermag hieran der Umſtand 
daß Zinngießer ſonſt in der Regel eine feſte Betriebsſtätte haben, nichts zu ändern. 

Derartige Gewerbsleute können daher nicht verhalten werden, ihr Gewerbe an 
jedem Orte, wo fie gerade Beſchäftigung finden, ſörmlich anzumelden, ſondern fie find 
io zu behandeln wie herumziehende Seiltänzer, Muſikanten, Schleifer und wie die ita« 
lieniſcken Fenſter⸗ und Keſſelflicker, bezüglich deren der h. o. Erlaß vom 9. Auguſt 
1871, 3. 11.175“) erfloſſen ift, das heißt, fie werden nach dem Uebertritte über die 


) Mitgetheilt in Nr. 48 auf S. 191 des Jahrganges 1871 dieſer Zeitſchrift. 


Grenze ſich bei der politiſchen Bezirksbehörde unter Vorweiſung ihres Paſſes oder 
ihrer ſonſtigen Legitimationsurkunden um einen Erwerbſteuerſchein zu bewerben haben. 
rückſichtlich des Ausmaßes der Erwerbſteuer den Hauſtrern und den denſelben gleich⸗ 
geſtellten herumziehenden Gewerbsleuten gleichzuhalten und endlich zu verpflichten 
ſein, ſich bei jeder Bezirksbehörde, in deren Bereiche fie ihr Gewerbe ausüben wollen, 
der Evidenz wegen zu melden. 

Das k. k. Finanzminiſterium hat deshalb keinen Anſtand genommen, den rück⸗ 
ſichtlich der italieniſchen Fenſter- und Keſſelflicker an die Finanzlandesbehsrden in Kla⸗ 
genfurt, Laiba h, Salzburg, Linz, Innsbruck und Graz ergangenen Erlaß vom 29. 
Juli 1871, 3. 34.206, welcher der k. k. Landesſtelle mit dem h. o. Erlaße vom 9. 
Auguſt 1871, 3. 11.175 in Abſchrift mitgetheilt worden ift, auf die italieniſchen Zinn» 


gießer auszudehnen und hat unterm 21. März 1875, 3. 6480 die gedachten Finanz- 
landesbehörden dem entſprechend angewieſen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben mit a. h. Handſchreiben vom 19. Mai den Handels- 
miniſter Dr. Banhans über deſſen Anfuchen von dieſem Poſten enthoben und 
den bisherigen Ackerbauminiſter Ritter v. Clumeczky zum Handelsminiſter und 
den Grafen von Manns feld zum Ackerbauminiſter ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Statthalter von Dalmatien 
Gabriel Freiherrn v. Rodich das Großkreuz des Leopold⸗ 
decoration des Ritierkreuzes taxfrei verliehen. 


Feſdzeugmeiſter 
Ordens mit der Kriegs 


Erledigungen. 


Amanuenſisſtelle an der Innsbrucker Univerſitäts-Bibliothek mit 600 fl. 
Gehalt und 200 fl. Activitätezulage, bis 20. Juni. (Amtsbl. Nr. 109.) 

Forſtingenieurs-Adjunctenſtelle in der zebnten Rangsclaſſe, eventuell eine 
Forſtaſſiſtenteuſtelle der e ften Rangsclaſſe im Lereiche der Forſt- und Domänendi- 
91 11 5 Kärnten, Krain, Küſtenland und Dalmatien bis 10. Juni (Amtsblatt 

r. 111. 

Conceptsprakticantenſtellen bei der Trieſter Seebehörde m. Adjuten à 600 fl 

jahrlich, bis 10. Juni. (Amtsbl. Nr. 111.) 


Zuridiſcher Herlag der G. 3. Manz'ſchen Buchhandlung 
in Wien: 


Vorbereitung zum Amte des Gemeindevorſtehers 
in 80 Briefen 


von 


Adolf Ritter von Obentraut, 
k. k. Bezirkshauptmann in Tetſchen an der Elbe. 


Ein nothwendiges Handbuch 


für Gemeindevorſteher, Mitglieder von Gemeindevertretungen und überhaupt alle 
Jene, welche mit einem Amte in der Gemeinde betraut ſind. 


Mit zahlreichen Formularien und einem reichhaltigen Regiſter. 


20 Bogen gr. 8. geheftet. Preis 2 fl. 50 kr. 
Ausführliche Proſpecte auf Verlangen gratis. 


Commentar zum allgem. Grundbuchsgeſetze 


vom 25. Juli 1871 


und der 


Grundbuchs⸗Inſtruction 
vom 12. Jänner 1872. 
Herausgegeben von 

Valentin Preſern, 

k. k. Landesgerichtsofficial. 
Mit zahlreichen Beiſpielen von Urkunden, Grundbucheeingaben, Beicheiden, 

Eintragungen und Beſtätigungen. 
15 Bogen gr. 8. geheftet. Preis 2 fl. ö. W. 

Laut Juſtizminiſterial⸗Erlaß vom 18. April d. J. wird die Er: 
langung von Stellen im Kanzleifache bei den Gerichten von der Prüfung 


in der Grundbuchführung abhängig gemacht und erlauben wir uns daher, 
obiges Buch ganz beſonders zu empfehlen.. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


